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Ordentliche Hauptversammlung 2009 
 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung 
über den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Absatz 2, § 186 Absatz 4 
Satz 2 AktG (genehmigtes Kapital 2009) 

Der Hauptversammlung der Manz Automation AG wird unter Tagesordnungspunkt 6 der am 
16. Juni 2009 stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein neues genehmigtes Kapital 
(genehmigtes Kapital 2009) in Höhe von insgesamt bis zu € 2.240.027,00 vorgeschlagen. 
Das genehmigte Kapital soll für Bar- und Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen und 
das bisherige genehmigte Kapital ersetzen, das der Vorstand in den Geschäftsjahren 2007 
und 2008 zum Großteil ausgeübt hat und das noch in Höhe von € 405.821,00 besteht. 

Das genehmigte Kapital soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, im Interesse ihrer Aktio-
näre bei der Erhöhung des Grundkapitals schnell und flexibel handeln zu können. Da Ent-
scheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, 
ist es von Bedeutung, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen 
Hauptversammlungen oder von der langen Einberufungsfrist einer außerordentlichen Haupt-
versammlung abhängig ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetzge-
ber diesem Erfordernis Rechnung getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme 
eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung 
von Unternehmensakquisitionen zu nennen. 

Bei der Ausübung des genehmigten Kapitals 2009 haben die Aktionäre grundsätzlich ein 
Bezugsrecht. Unter den nachfolgend genannten Voraussetzungen ist jedoch der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen.  

a) Der Vorstand soll ermächtigt werden, bei Barkapitalerhöhungen das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen des § 186 Ab-
satz 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Dieser Bezugsrechtsausschluss ermöglicht es, im 
Interesse des Unternehmens neue Aktien an den Kapitalmärkten im In- und Ausland 
gezielt zu platzieren, indem die Aktien unter kurzfristiger Ausnutzung günstiger Börsen-
situationen zu marktnah festgesetzten und möglichst hohen Preisen ausgegeben wer-
den. Der Abschlag zum Börsenpreis im Zeitpunkt der Ausnutzung des genehmigten 
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Kapitals wird nach Möglichkeit weniger als 3 %, in jedem Fall aber weniger als 5 % des 
aktuellen Börsenkurses betragen. Der bei einer Platzierung unter Bezugsrechtsaus-
schluss erzielbare Erlös führt im Regelfall zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als 
bei einer Bezugsrechtsemission. Ein erheblicher Grund hierfür ist, dass eine Platzie-
rung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags 
erfolgen kann und somit beim Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den Zeit-
raum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. 

Kapitalerhöhungen aufgrund dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss dürfen 
insgesamt weder € 448.005,00, das sind 10 % des derzeitigen Grundkapitals, noch 
10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung überschreiten. 
Dies bedeutet, dass auch bei mehreren Kapitalerhöhungen innerhalb des Ermächti-
gungszeitraums für nicht mehr als insgesamt 10 % des Grundkapitals das Bezugsrecht 
aufgrund dieser Ermächtigung ausgeschlossen werden kann. Zudem besteht die Be-
schränkung, dass bei der Obergrenze auch Aktien berücksichtigt werden, die bis zur 
Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital aufgrund anderer Ermächtigun-
gen zum Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Auf die Begrenzung sind damit 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die mit Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen verbunden sind, die im Zeitraum dieser Ermächti-
gung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gegen Barleistung ausgegeben werden. Ferner ist die Veräußerung 
von eigenen Aktien anzurechnen, sofern sie im Zeitraum dieser Ermächtigung aufgrund 
einer Ermächtigung gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass aus dem genehmigten Kapital keine Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechtes 
gemäß § 203 Absatz 1 und 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, wenn 
dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapitals das Be-
zugsrecht der Aktionäre ohne besonderen sachlichen Grund ausgeschlossen wird. 
Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Schutzbe-
dürfnis der Aktionäre im Hinblick auf einen Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes 
Rechnung getragen. Ferner erhält jeder Aktionär auf Grund des börsennahen Ausga-
bekurses der neuen Aktien die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Beteili-
gungsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse 
zu erwerben.  

b) Die Ermächtigung, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital gegen Sachein-
lagen unter Ausschluss des Bezugsrechts zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Unternehmensbeteiligungen zu erhöhen, soll den Vorstand in die Lage 
versetzen, in geeigneten Fällen Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Unterneh-
mensbeteiligungen nicht nur durch Zahlung eines Kaufpreises in Geld, sondern auch 
gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Je nach der 
Größenordnung eines solchen Erwerbs und den Erwartungen des jeweiligen Verkäu-
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fers kann es zweckmäßig oder erforderlich sein, die Gegenleistung durch Aktien der 
Gesellschaft zu erbringen. Dadurch werden die liquiden Mittel der Gesellschaft ge-
schont und der Umfang einer möglichen Kaufpreisfinanzierung verringert. Hierzu ist der 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre notwendige Voraussetzung.  

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll die Gesell-
schaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und es ihr ermögli-
chen, bei einer sich bietenden Gelegenheit schnell und flexibel mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats agieren zu können und als Gegenleistung für einen Erwerb von Unter-
nehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen Aktien der Gesell-
schaft einsetzen zu können, die durch die Ausübung des genehmigten Kapitals ge-
schaffen werden.  

Da der Wert der künftig zu erwerbenden Unternehmen, Unternehmensteile oder Unter-
nehmensbeteiligungen und damit deren Erwerbspreis derzeit noch nicht bekannt ist, 
kann gegenwärtig kein fester Ausgabebetrag genannt werden. Die Bewertung der Akti-
en der Gesellschaft wird sich an dem jeweiligen Börsenkurs ausrichten. Der Wert des 
jeweils zu erwerbenden Unternehmens, Unternehmensteils oder der Unternehmensbe-
teiligung wird nach anerkannten Bewertungsmaßstäben bestimmt werden.  

Der Umfang des Bezugsrechtsausschlusses in Höhe des genehmigten Kapitals ist er-
forderlich, um auch bei einer größeren Akquisition die Gegenleistung ganz oder min-
destens zu einem bedeutenden Teil in Form von Aktien der Gesellschaft erbringen zu 
können. 

c) Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht aus-
schließen können, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- oder Opti-
onsschuldverschreibungen sowie Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen, 
die von der Gesellschaft oder unmittelbaren oder mittelbaren Konzerngesellschaften 
der Gesellschaft ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. 
nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht zustehen würde.  

Solche Schuldverschreibungen sind zur Erleichterung der Platzierung in der Regel mit 
einem Verwässerungsschutz ausgestattet, der neben der Möglichkeit zur Ermäßigung 
des Wandlungspreises vorsieht, dass den Inhabern bei nachfolgenden Kapitalerhöhun-
gen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es den Aktionären 
zusteht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Ein Bezugsrecht 
von Inhabern bzw. Gläubigern bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte 
bzw. von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen bietet 
die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle einer Ausübung des genehmigten Kapitals 
der Options- oder Wandlungspreis ermäßigt werden muss. Dies gewährleistet einen 
höheren Ausgabepreis der bei Ausübung der Option oder Durchführung der Wandlung 
auszugebenden Aktien. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässe-
rungsschutz ausstatten zu können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Ak-
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tien ausgeschlossen werden. Dies dient der leichteren Platzierung der Schuldver-
schreibungen und damit dem Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur 
der Gesellschaft. 

d) Die Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats etwaige Spitzen-
beträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient der Darstellung ei-
nes praktikablen Bezugsverhältnisses und damit der Erleichterung der Durchführung 
von Kapitalerhöhungen unter Gewährung von Bezugsrechten. Der Wert solcher Spit-
zenbeträge ist in der Regel gering, während der Aufwand für die Emission ohne einen 
solchen Ausschluss deutlich höher wäre. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht ausge-
schlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Die Interessen der Aktionäre werden daher insgesamt durch die Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss nicht unangemessen beeinträchtigt. 

Konkrete Pläne für eine Ausübung des neuen genehmigten Kapitals 2009 bestehen derzeit 
nicht. Entsprechende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob 
die Ausübung des genehmigten Kapitals 2009 im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre liegt. Im Falle der Ausübung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in 
der nächsten Hauptversammlung darüber berichten. 

 

Reutlingen, im Mai 2009 

Manz Automation AG 
Der Vorstand 

 

 

 
                Dieter Manz                   Otto Angerhofer 
     - Vorsitzender des Vorstands -             - Mitglied des Vorstands - 
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     - Mitglied des Vorstands -             - Mitglied des Vorstands - 

 


